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Änderung der Sondernutzungssatzung 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
wir bitten Sie, den folgenden Antrag in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 
Hauptausschusses aufzunehmen. 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt einen Entwurf zur Änderungen der Satzung der Stadt 
Dormagen über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen - 
Sondernutzungssatzung – zu erarbeiten, die insbesondere folgende Änderungen des § 4 a 
enthält (Änderungen zum bisherigen § 4a sind kursiv): 
 
§ 4 a Wahlwerbung  
 
(1) Plakatwerbung innerhalb geschlossener Ortschaften aus Anlass von Wahlen, 
Volksbegehren und Volksentscheiden bedarf keiner Erlaubnis nach dieser Satzung.  
 
(2) Die Plakatwerbung darf innerhalb einer Zeit von 6 Wochen unmittelbar vor dem 
Wahltag durchgeführt werden; mit der Plakatierung darf schon am jeweils 
vorausgehenden Samstag, 8.00 Uhr, begonnen werden.  
 
(3) Es sind folgende Bestimmungen zu beachten:  
 

a) In jedem Wahlbezirk der Stadt Dormagen (siehe Anlage) dürfen pro Partei, 
Wählergruppe oder Kandidat höchstens an 10 Standorten Plakatständer, 
Plakattafeln und sonstige Werbemittel aufgestellt oder aufgehängt werden. Diese 
sollen im Wesentlichen an Straßenbeleuchtungsmasten angebracht werden. An 
diesen dürfen Plakattafeln und sonstige Werbemittel nur mit 
kunststoffbeschichtetem Draht oder kunststoffummantelten Befestigungsschellen 
angebracht werden, um Beschädigungen an den Laternenmasten zu vermeiden. An 
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einer Straßenlaterne darf lediglich ein Satz Plakate einer Partei, Wählervereinigung 
oder eines Kandidaten aufgestellt bzw. aufgehängt werden. Zudem dürfen die 
Plakate einer Partei, Wählervereinigung oder eines Kandidaten nur höchstens an 
jedem dritten Straßenbeleuchtungsmast angebracht werden.  
 
b) Plakatständer, Plakattafeln und sonstige Werbemittel dürfen eine Größe von DIN 
A 0 nicht überschreiten (größere Werbetafeln siehe Abs. 6).  
 
c) Es dürfen keine Plakate am Gitterzaun auf der Mittelinsel der Haberlandstraße 
befestigt werden.  
 
d) Die Sicht in Einmündungen, Kreuzungsbereiche u. ä. darf nicht behindert 
werden.  
 
d) Plakatwerbung, die unansehnlich geworden ist und dadurch das Stadtbild negativ 
beeinflusst, ist durch den Verantwortlichen (z. B. Partei, Wählervereinigung, 
Kandidat/in) unverzüglich auszutauschen oder zu entfernen.  
 
e) Die Plakatwerbung ist spätestens an dem auf den Wahltag folgenden Samstag 
vollständig zu entfernen.  

 
(4) Plakatwerbung ist unzulässig  
 

a) an Bäumen, öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen  
 
b) im Bereich von Kreuzungen und Einmündungen, vor Bahnübergängen, am 
Innenrand von Kurven  
 
c) in Verbindung mit Lichtzeichenanlagen, Verkehrszeichen und 
Verkehrseinrichtungen  
 
d) in der Fußgängerzone über drei Plakatständer je Partei, Wählervereinigung usw. 
hinaus  
 
e) in der Altstadt der Stadt Zons über einen Plakatständer je Partei, 
Wählervereinigung usw. hinaus  
 
f) sofern sie nach Ort und Art der Anbringung sowie nach Form und Farbe der 
Plakate zu Verwechslungen mit Lichtzeichenanlagen, Verkehrszeichen und -
einrichtungen führen kann oder deren Wirkung beeinträchtigt.  
 
§ 4 der Ordnungsbehördlichen Verordnung der Stadt Dormagen über die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt 
Dormagen vom 17.06.2003 bleibt unberührt.  
 

(5) Für das Aufstellen von Werbetafeln auf städtischen Grünanlagen sind bei der 
Stadtverwaltung - Fachbereich Tiefbau, Verkehr und Grün - Einzelgenehmigungen zu 



beantragen; für sonstige städtische Grundstücke sind die Genehmigungen bei der 
städtischen Liegenschaftsverwaltung zu beantragen.  
 
(6) Für Plakatwerbung außerhalb geschlossener Ortschaften gilt der Gemeinsame 
Runderlass des Ministers für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr - IV A 2-22-33 - 7/79 und 
des Innenministers - I B 1/20 - 10.10 vom 29.06.1979 geändert durch den gemeinsamen 
Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung und Verkehr - III C 2-22-33 und des 
Innenministeriums I A 4 - 20-10.10 vom 25.03.1994. 
 
Begründung: 
 
In Absatz 3 sollen einige Änderungen vorgenommen werden, die zum einen die 
„Überflutung“ mit Plakaten eindämmen sollen und zudem die Lesbarkeit verbessern sollen. 
Im Einzelnen: 
 
Durch die Neufassung des Buchstaben a) wird eine Begrenzung von 10 Standorten pro 
Wahlbezirk eingeführt. Dies bedeutet, dass die Parteien und Wählergruppen je nach 
Nutzung (Doppelplakat oder Dreieckständer) bis zu 30 Plakate in einem Wahlbezirk 
platzieren können. Dies ist eine ausreichende Anzahl, verhindert aber in manchen 
Wahlbezirken die Pflasterung mit Plakaten. Mit der Begrenzung auf jeden dritten 
Laternenmast soll verhindert werden, dass einige Parteien oder Wählergruppen einzelne 
Straßen komplett vollpflastern können.  
 
Buchstabe b) wurde geändert, damit auch so genannte Hohlkammerplakate in Din A 0 
angebracht werden können, bisher war eine Begrenzung auf Din A 1 für diese Plakate 
vorgesehen, die nicht zu rechtfertigen war.  
 
Buchstabe d) kann gestrichen werden, da das entsprechende Verbot bereit in Absatz 4 
vorhanden ist. In Buchstabe e) des Absatzes 4 ist Feste Zons durch Stadt Zons zu 
ersetzen. Denkbar wäre hier auch, die Plakatierung in der Altstadt komplett zu untersagen.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

  
 
Bernhard Schmitt Nils Szuka 
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